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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

VI ZB 63/19 
vom 

 
23. Juni 2020 

 
in dem Rechtsstreit 

 
Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

ZPO § 85 Abs. 2, § 233 (B, Fb, Fd) 

Der Rechtsanwalt, der im Zusammenhang mit einer fristgebundenen Verfah-

renshandlung - hier der Einlegung der Berufung - mit einer Sache befasst wird, 

hat dies zum Anlass zu nehmen, die Fristvermerke in der Handakte zu über-

prüfen. Auf welche Weise (herkömmlich oder elektronisch) die Handakte ge-

führt wird, ist hierfür ohne Belang (Anschluss BGH, Beschluss vom 9. Juli 

2014 - XII ZB 709/13, NJW 2014, 3102 Rn. 12 f.). 

BGH, Beschluss vom 23. Juni 2020 - VI ZB 63/19 - OLG Frankfurt a.M. 

    LG Darmstadt 
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 23. Juni 2020 durch den  

Vorsitzenden Richter Seiters, die Richterinnen von Pentz und Dr. Roloff sowie 

die Richter Dr. Klein und Dr. Allgayer 

beschlossen: 

Die Rechtsbeschwerde des Klägers gegen den Beschluss des 

13. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main vom 

19. August 2019 wird als unzulässig verworfen. 

Der Kläger trägt die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens. 

Gegenstandswert: bis 13.000 € 

 

 

Gründe: 

I. 

Der Kläger nimmt die Beklagte auf Schadensersatz in Anspruch. Das 

Landgericht hat die Klage abgewiesen. Gegen das seinem erstinstanzlichen 

Prozessbevollmächtigten am 26. April 2019 zugestellte Urteil legte der Kläger 

über seine für das Berufungsverfahren neu mandatierte Prozessbevollmächtigte 

fristgerecht am 27. Mai 2019 (Montag) Berufung ein. Mit Verfügung vom 3. Juli 

2019 wies der Vorsitzende des Berufungsgerichts den Kläger darauf hin, dass 

seine Berufung bisher nicht begründet worden, mithin als unzulässig zu verwer-

fen sei. Daraufhin hat der Kläger am 9. Juli 2019 seine Berufung begründet und 

am 22. Juli 2019 Wiedereinsetzung in die versäumte Berufungsbegründungs-

frist beantragt. 
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Zur Begründung hat der Kläger ausgeführt, die bis dahin stets sorgfältig 

arbeitende Büroangestellte seiner Prozessbevollmächtigten habe "den Fristab-

lauf zur Berufungsbegründung in der Akte bzw. dem Fristenkalender versehent-

lich statt auf den 26.06.2019 auf den 26.07.2019" eingetragen. Die Aktenbear-

beitung und auch die Fristeintragung erfolge dort zunächst auf elektronischem 

Weg. Die jeweiligen Schriftstücke würden zur elektronischen Akte hochgeladen, 

die Eintragung von Vorfrist und Frist erfolgten in der hierfür zur Verfügung ste-

henden Funktion der verwendeten Software. Die Angestellte habe den Fehler 

auch nicht auf dem erfolgten Kontrollausdruck bemerkt. Die jeweilige Fristenlis-

te werde mindestens einmal wöchentlich in Papierform ausgedruckt und dem 

Rechtsanwalt vorgelegt. Da die Berufungsbegründungsfrist für die vorliegende 

Sache falsch eingetragen worden sei, sei sie auch nicht zum eigentlichen Frist-

ablauf auf dem Wochenausdruck erschienen. Die Büroangestellte hat diesen 

Vortrag eidesstattlich versichert. 

Im Rechtsbeschwerdeverfahren hat der Kläger seinen Vortrag unter Vor-

lage einer eidesstattlichen Versicherung seiner zweitinstanzlich tätigen Pro-

zessbevollmächtigten dahingehend ergänzt, dass diese die Eintragung der Fris-

ten im Wege einer Einzelanweisung angeordnet habe. Eine Überprüfung der 

weiteren Fristen sei der Prozessbevollmächtigten aufgrund ihrer auf Massen-

verfahren spezialisierten Sozietät und der darauf ausgerichteten elektronischen 

Aktenführung ("Legal Tech") nicht möglich gewesen. Der Prozessbevollmäch-

tigten sei vor Fertigung der Berufungsbegründung zu keinem Zeitpunkt eine 

Handakte mit den entsprechenden Fristeintragungen vorgelegt worden. Die 

Fristbearbeitung und -kontrolle sei den Mitarbeitern übertragen, eine eigenstän-

dige Überprüfung durch den Anwalt weder erforderlich noch möglich. Der durch 

die Übertragung der Fristberechnung auf die Kanzleimitarbeiter und die elektro-

nische Aktenbearbeitung erzielte Entlastungseffekt entfiele, wenn der Rechts-

anwalt gehalten wäre, entweder die elektronische Handakte selbst aufzurufen 
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oder sich Ausdrucke daraus vorlegen zu lassen. Auch mit der Übernahme einer 

Sache in zweiter Instanz gehe nicht immer eine eigene Verpflichtung des 

Rechtsanwalts zur Überprüfung der eingetragenen Fristen einher. 

Das Berufungsgericht hat den Antrag auf Wiedereinsetzung zurückge-

wiesen und die Berufung als unzulässig verworfen. Hiergegen richtet sich die 

Rechtsbeschwerde des Klägers.  

 

II. 

Die statthafte (§ 522 Abs. 1 Satz 4, § 574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 238 

Abs. 2 Satz 1 ZPO) Rechtsbeschwerde hat keinen Erfolg. Sie ist unzulässig. 

Eine Entscheidung des Rechtsbeschwerdegerichts ist weder wegen grundsätz-

licher Bedeutung der Rechtssache (§ 574 Abs. 2 Nr. 1 ZPO) noch zur Siche-

rung einer einheitlichen Rechtsprechung (§ 574 Abs. 2 Nr. 2 ZPO) erforderlich. 

Die maßgeblichen Rechtsfragen sind in der höchstrichterlichen Rechtsprechung 

geklärt und der angefochtene Beschluss verletzt nicht den Anspruch des Klä-

gers auf Gewährung wirkungsvollen Rechtsschutzes (Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. 

dem Rechtsstaatsprinzip; vgl. BVerfG, NJW 2003, 281, juris Rn. 9 mwN). 

1. Das Berufungsgericht hat zur Begründung seiner Entscheidung ausge-

führt, dass ein Rechtsanwalt zwar einfache Tätigkeiten wie die Notierung, 

Überwachung und Einhaltung von Fristen seinem sorgfältig ausgewählten, aus-

reichend geschulten und zuverlässigen Personal übertragen dürfe. Er müsse 

den Ablauf von Rechtsmittelbegründungsfristen aber immer dann eigenverant-

wortlich prüfen, wenn ihm die Akten im Zusammenhang mit einer fristgebunde-

nen Prozesshandlung, insbesondere zu deren Bearbeitung, vorgelegt würden. 

Hier habe die Prozessbevollmächtigte spätestens bei Vorlage der Sache zur 
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Fertigung der Berufungsschrift überprüfen müssen, ob die Frist für die Beru-

fungsbegründung richtig notiert worden war. 

2. Diese Ausführungen halten rechtlicher Nachprüfung stand. Die Zu-

rückweisung des Antrags auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die 

Versäumung der Berufungsbegründungsfrist ist nicht zu beanstanden. Der Klä-

ger hat nicht glaubhaft gemacht, dass er ohne ein ihm nach § 85 Abs. 2 ZPO 

zurechenbares Verschulden seiner Prozessbevollmächtigten daran gehindert 

gewesen wäre, die Berufungsbegründungsfrist einzuhalten. 

a) Der im Rechtsbeschwerdeverfahren neu gehaltene Vortrag des Klä-

gers ist prozessual unbeachtlich (§ 236 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 234 Abs. 1 Satz 2 

ZPO). Eines Hinweises (§ 139 ZPO) des Berufungsgerichts an den anwaltlich 

vertretenen Kläger bedurfte es entgegen der Auffassung der Rechtsbeschwer-

de nicht. Eine Hinweispflicht besteht nur bezogen auf erkennbar unklare oder 

ergänzungsbedürftige Angaben. Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Die 

Anforderungen, welche die Rechtsprechung an die organisatorischen Maßnah-

men zur Fristenkontrolle bei der (elektronischen) Handaktenführung stellt, sind 

bekannt (dazu sogleich unter b aa) und müssen einem Rechtsanwalt auch ohne 

richterliche Hinweise geläufig sein. Wenn der Vortrag in dem Wiedereinset-

zungsgesuch dem nicht Rechnung trägt, gibt dies keinen Hinweis auf Unklarhei-

ten oder Lücken, die aufzuklären oder zu füllen wären, sondern erlaubt den 

Schluss darauf, dass entsprechende organisatorische Maßnahmen gefehlt ha-

ben (vgl. Senatsbeschluss vom 19. September 2017 - VI ZB 40/16, NJW-RR 

2018, 58 Rn. 12 mwN). 

b) Im Übrigen ist das Wiedereinsetzungsbegehren des Klägers auch bei 

Zugrundelegung seines Beschwerdevortrags unbegründet. 
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aa) Die Sorgfaltspflicht in Fristsachen verlangt von einem Rechtsanwalt, 

alles ihm Zumutbare zu tun, um die Wahrung von Rechtsmittelfristen zu ge-

währleisten. Überlässt er die Berechnung und Notierung von Fristen einer gut 

ausgebildeten, als zuverlässig erprobten und sorgfältig überwachten Bürokraft, 

hat er durch geeignete organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass die 

Fristen zuverlässig festgehalten und kontrolliert werden. Zu den zur Ermögli-

chung einer Gegenkontrolle erforderlichen Vorkehrungen im Rahmen der Fris-

tenkontrolle gehört insbesondere, dass die Rechtsmittelfristen in der Handakte 

notiert werden und die Handakte durch entsprechende Erledigungsvermerke 

oder auf sonstige Weise erkennen lässt, dass die Fristen in alle geführten Fris-

tenkalender eingetragen worden sind. Wird dem Rechtsanwalt die Sache im 

Zusammenhang mit einer fristgebundenen Verfahrenshandlung zur Bearbeitung 

vorgelegt, hat er die Einhaltung seiner Anweisungen zur Berechnung und Notie-

rung laufender Rechtsmittelfristen einschließlich deren Eintragung in den Fris-

tenkalender eigenverantwortlich zu prüfen, wobei er sich dann grundsätzlich auf 

die Prüfung der Vermerke in der Handakte beschränken darf. Diese anwaltliche 

Prüfungspflicht besteht auch dann, wenn die Handakte nicht zugleich zur Bear-

beitung mit vorgelegt worden ist, so dass der Rechtsanwalt in diesen Fällen die 

Vorlage der Handakte zur Fristenkontrolle zu veranlassen hat (BGH, Beschluss 

vom 9. Juli 2014 - XII ZB 709/13, NJW 2014, 3102 Rn. 12 mwN). 

Diese Grundsätze gelten unabhängig davon, ob die Handakte des 

Rechtsanwalts in herkömmlicher Form als Papierakte oder aber als elektroni-

sche Akte geführt wird. Wie die Vorschrift des § 50 Abs. 4 BRAO zeigt, kann 

sich ein Rechtsanwalt zum Führen der Handakten der elektronischen Daten-

verarbeitung bedienen. Entscheidet er sich hierfür, muss die elektronische 

Handakte jedoch ihrem Inhalt nach der herkömmlichen entsprechen und insbe-

sondere zu Rechtsmittelfristen und deren Notierung ebenso wie diese verläss-

lich Auskunft geben können. Wie die elektronische Fristenkalenderführung ge-
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genüber dem herkömmlichen Fristenkalender darf auch die elektronische 

Handakte grundsätzlich keine geringere Überprüfungssicherheit bieten als ihr 

analoges Pendant (BGH, Beschluss vom 9. Juli 2014 - XII ZB 709/13, NJW 

2014, 3102 Rn. 13 mwN; vgl. ferner BGH, Beschlüsse vom 27. Januar 2015 - II 

ZB 23/13, MDR 2015, 538 Rn. 9; - II ZB 21/13, NJW 2015, 2038 Rn. 8; vom 16. 

Oktober 2014 - VII ZB 15/14, NJW-RR 2015, 700 Rn. 12). 

Der Rechtsanwalt, der im Zusammenhang mit einer fristgebundenen Ver-

fahrenshandlung - hier der Einlegung der Berufung - mit einer Sache befasst 

wird, hat dies zum Anlass zu nehmen, die Fristvermerke in der Handakte zu 

überprüfen. Auf welche Weise (herkömmlich oder elektronisch) die Handakte 

geführt wird, ist hierfür ohne Belang. Der Rechtsanwalt muss die erforderliche 

Einsicht in die Handakte nehmen, indem er sich entweder die Papierakte vorle-

gen lässt oder das digitale Aktenstück am Bildschirm einsieht. Dass die Hand-

akte ausschließlich elektronisch geführt wird, kann jedenfalls nicht dazu führen, 

dass den Rechtsanwalt im Ergebnis geringere Überprüfungspflichten als bei 

herkömmlicher Aktenführung treffen (BGH, Beschluss vom 9. Juli 2014 - XII ZB 

709/13, NJW 2014, 3102 Rn. 14; BSG, NJW 2018, 2511 Rn. 10; vgl. ferner 

Dahns in Gaier/Wolf/Göcken, Anwaltliches Berufsrecht, 3. Aufl., § 50 BRAO Rn. 

24b). 

Der Umstand, dass es sich nach dem Vortrag der Rechtsbeschwerde um 

ein Massenverfahren handelt, ändert nichts an den den Rechtsanwalt treffen-

den Organisationsverpflichtungen. Denn gerade in Massenverfahren trifft den 

Rechtsanwalt - wegen der gefahrgeneigten routineartigen Tätigkeit gerade für 

seine Beschäftigten - eine besondere Organisationspflicht, die das Auffinden 

von Fehlern ermöglicht (vgl. BAG, NJW 2019, 2954 Rn. 10). 
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bb) Diesen gefestigten Anforderungen genügt die Büroorganisation in der 

Kanzlei der zweitinstanzlichen Prozessbevollmächtigten weder grundsätzlich 

noch genügte sie ihr im konkreten Fall. Nach dem Vortrag der Rechtsbe-

schwerde lässt sich die Prozessbevollmächtigte des Klägers vor Fertigung der 

Berufungsbegründung grundsätzlich nicht die Handakte vorlegen und sieht sie 

auch davon ab, diese zur Fristenkontrolle elektronisch aufzurufen. So habe sie 

es auch im Streitfall gehalten. Die damit erhoffte "Entlastung" hat die Prozess-

bevollmächtigte mit dem sorgfaltswidrigen Verzicht auf eine Gegenkontrolle der 

Fristenbearbeitung ihrer Beschäftigten und letztlich auf Kosten des Klägers er-

kauft. Denn die bloße Vorlage des "Wochenausdrucks", aus dem die in der an-

stehenden Woche vermeintlich fällig werdenden Fristen und Vorfristen ersicht-

lich sind, ist nicht geeignet, eine einmal falsch berechnete oder auch nur fehler-

haft eingetragene Frist rechtzeitig als solche zu identifizieren. 

Das Fristversäumnis beruht auf diesem Sorgfaltspflichtverstoß, weil die 

Prozessbevollmächtigte des Klägers bei ordnungsgemäßer Arbeitsweise mit 

Einlegung der Berufung am 27. Mai 2019 die Berufungsbegründungsfrist hätte 

kontrollieren müssen und den Fehler dabei entdeckt hätte. 

cc) An der Sorgfaltspflichtverletzung seiner Prozessbevollmächtigten än-

dert auch der Vortrag des Klägers nichts, die Prozessbevollmächtigte habe ihrer 

Angestellten die Eintragung der Frist zur Berufungsbegründung per Einzelan-

weisung aufgegeben. Denn der Kläger trägt schon nicht vor, welches konkrete 

Datum einzutragen der Beschäftigten aufgegeben worden sei; dies ist auch der 

beigefügten eidesstattlichen Versicherung seiner zweitinstanzlichen Prozessbe-

vollmächtigten und deren Anlagen nicht zu entnehmen. Darüber hinaus entlas-

tet eine konkrete Einzelanweisung den Rechtsanwalt dann nicht von einer un-

zureichenden Büroorganisation, wenn diese die bestehende Organisation nicht 

außer Kraft setzt, sondern sich darin einfügt und nur einzelne Elemente ersetzt 
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(vgl. Senatsbeschluss vom 17. April 2012 - VI ZB 55/11, NJW-RR 2012, 1085 

Rn. 11 mwN). 

3. Da dem Antrag auf Wiedereinsetzung nicht stattzugeben war, hat das 

Berufungsgericht die Berufung des Klägers wegen Versäumung der Berufungs-

begründungsfrist zu Recht als unzulässig verworfen. 

Seiters von Pentz Roloff 

 

 Klein Allgayer 

 

Vorinstanzen: 

LG Darmstadt, Entscheidung vom 16.04.2019 - 2 O 103/18 -  

OLG Frankfurt in Darmstadt, Entscheidung vom 19.08.2019 - 13 U 209/19 -  
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